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KOMMENTAR

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-42-6

„Der Untergang des Abendlandes“ ironisierte die Berliner taz 

bereits vor 10 Jahren, als die CSU zum ersten Mal ihre absolute 

Mehrheit in Bayern verlor. Ganz so schlimm wird es auch dieses 

Mal schon nicht kommen, aber diese Landtagswahl wird als 

Wende mit bundespolitischer Bedeutung in die Geschichte 

eingehen, vielleicht sogar noch mehr als die nordrhein-west-

fälische Landtagswahl im Jahr 2005. Damals verlor die SPD 

dort die Regierungsmehrheit – sie hatte „nur“ 5,7 Prozent der 

Stimmen eingebüßt – und leitete vorgezogene Bundestagswah-

len ein.

Der Ausgang der bayerischen Landtagswahl läutet das Ende 

gleich mehrerer Gewissheiten ein. Erstens: Eine Alleinregierung 

wird es in absehbarer Zukunft in keinem der 16 Bundesländer 

mehr geben, zumindest nicht für die drei ehemaligen Volkspar-

teien CDU, CSU und SPD – man muss inzwischen präzisieren, 

welche Parteien gemeint sind. Zweitens: Die Wählerschaft hat 

offensichtlich ihr Vertrauen in diese Parteien verloren. Im Fall 

der CSU liegt das sicherlich an bestimmte Personen und an ei-

nem Mangel an erkennbaren Inhalten – auch im schönen Land 

der Bayern muss man Angebote haben, um gewählt zu werden.

Eine weitere Erkenntnis dieser Wahl ist, dass die Grünen auf 

bestem Wege zur neuen Volkspartei sind. In Bayern erhielten 

sie dieses Mal von ehemaligen CSU-Wählerinnen und -Wäh-

lern nahezu genauso viele Stimmen wie aus der ehemaligen 

SPD-Wählerschaft. Die Grünen könnten sich jenseits des über-

kommenen Rechts-Links-Schemas zur Volkspartei in der Mitte 

der Gesellschaft entwickeln.

Größte Verliererin dieser Landtagswahl ist die SPD, für sie 

endete der Sonntagabend erneut im Debakel, ähnlich wie die 

letzte Bundestagswahl. Erstmals einstellig sind sie nun; und das 

in einem westdeutschen, nicht wie erwartet in einem ostdeut-

schen Bundesland. Übrigens aus der Rolle der Opposition he-

raus: fünftstärkste Partei! Die Sozialdemokraten werden offen-

sichtlich nicht mehr gebraucht. Sind sie überflüssig geworden, 

wie in manch anderem europäischen Land, in dem sie bereits 

vollständig von der politischen Landkarte verschwunden sind?

Die Gründe für das schlechte Abschneiden der SPD liegen auf 

der Hand: Ihr Regierungsprogramm besteht derzeit aus „Gutem 

Regieren“. Aber: Was ist das? Wann ist Regieren gut und wann 

schlecht, wenn es an einem Maßstab fehlt?

Es ist für die SPD höchste Zeit, sich mit der eigenen Zukunfts-

fähigkeit auseinanderzusetzen. Daraus wird sie ein neues 

Grundsatzprogramm entwickeln müssen, das letzte Programm 

mit wirklich grundlegenden Änderungen ist ja auch schon ein 

wenig angestaubt. Einstmals stand die SPD für die Verknüpfung 

der beiden Begriffe „Sozial“ und „Fortschritt“. Diese Verbindung 

wird heute dringender denn je benötigt, nur hat die Partei keine 

Antworten auf die heutigen Herausforderungen. Sie braucht ein 

Grundsatzprogramm, aus dem hervorgeht, wie sie den heutigen 

Fortschritt, also im Wesentlichen die Digitalisierung der Arbeits-

welten, sozial so gestalten will, dass auch diejenigen in der Ge-

sellschaft für sich eine Zukunftsperspektive sehen, die um ihren 

Job bangen. Das wird sehr viel mit Bildung und Weiterbildung 

zu tun haben, aber nicht mehr mit herkömmlichen Bildungs-

angeboten. Die SPD braucht Antworten, wie mehr bezahlbarer 

Wohnraum in den Großstädten entstehen kann und wie sie 

dazu private Investoren einbinden möchte, denn ohne oder 

gar gegen diese wird es nicht zu ausreichenden Investitionen 

kommen. Und sie muss endlich ein Konzept für ein Einwande-

rungsgesetz ausarbeiten, das die dringend benötigte Einwan-

derung von Fachpersonal im Sinne der Volkswirtschaft steuert, 

aber eben auch die Sorgen vor ungesteuerter Zuwanderung 

nimmt. Alle drei Herausforderungen sind nicht erst seit gestern 

bekannt, aber die SPD hat bis heute keine überzeugenden 

Antworten geliefert. Gelingt ihr das auch in naher Zukunft nicht, 

könnte ihr Verschwinden zu einer weiteren Gewissheit werden.

Eine längere Version dieses Kommentars ist am 15. Oktober 2018 auf  
handelsblatt.com erschienen.
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